
§ 17 BVG
Bundesversorgungsgesetz
Historische Fassung: Stand 10.06.2019 bis 01.01.2024. Dies ist nicht die aktuelle Fassung.

Führt eine notwendige Maßnahme der Behandlung einer anerkannten Schädigungsfolge (§ 10 Abs. 1, §
11 Abs. 1 und 2) zu einer erheblichen Beeinträchtigung der Erwerbsgrundlage des Beschädigten, so
kann eine Beihilfe in angemessener Höhe gewährt werden; sie soll im allgemeinen 36 Euro täglich nicht
übersteigen. Die Beihilfe kann auch gewährt werden, wenn die Einkünfte einschließlich des
Versorgungskrankengelds infolge bestehender, unabwendbarer finanzieller Verpflichtungen nicht
ausreichen, den notwendigen Lebensunterhalt zu bestreiten. Die Beihilfe ist jedoch nicht zu gewähren,
soweit die finanziellen Belastungen auf einer Verpflichtung beruhen, durch die die Grundsätze
wirtschaftlicher Lebensführung verletzt worden sind.
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